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URGENT ACTION 

LGBTI-RECHTE IN GEFAHR 
ÄGYPTEN 
UA-Nr: UA-231/2017-1   AI-Index: MDE 12/7410/2017   Datum: 9. November 2017 – ar 

Mindestens 76 wegen ihrer vermeintlichen sexuellen Orientierung Inhaftierte, darunter: 

Frau SARA HEGAZY 

In Ägypten sind mittlerweile 76 Personen wegen ihrer vermeintlichen sexuellen Orientierung von den Behörden 

festgenommen worden. Mindestens 32 von ihnen wurden zu Haftstrafen verurteilt. Gleichzeitig diskutiert das 

ägyptische Parlament über einen neuen Gesetzentwurf, mit dem gleichgeschlechtliche Beziehungen kriminalisiert 

würden. 

Laut der Menschenrechtsorganisation „Ägyptische Initiative für persönliche Rechte“ ist die Zahl der Personen, die in 

Ägypten aufgrund ihrer vermeintlichen sexuellen Orientierung festgenommen wurden, von 57 auf mindestens 

76 Menschen angestiegen. Die Festnahmen erfolgten im Anschluss an ein Konzert von Mashrou’ Leila in der 

Hauptstadt Kairo am 22. September, auf dem Regenbogenflaggen geschwenkt wurden. 69 dieser Personen befinden 

sich in Haft, 32 sind zu Haftstrafen von zwischen sechs Monaten und sechs Jahren verurteilt worden. Bei anderen 

steht der Urteilsspruch noch aus. 

Im ägyptischen Parlament haben sich 67 Abgeordnete für einen Gesetzentwurf ausgesprochen, der 

„gleichgeschlechtliche Beziehungen“ in Ägypten unter Strafe stellen würde. Die Gesetzesvorlage soll noch in der 

aktuellen Sitzung im Parlament geprüft und debattiert werden. Sollte sie angenommen werden, müsste sie noch 

dem Präsidenten zur Unterzeichnung vorgelegt werden. Je nach Art der Anklage sieht der Gesetzentwurf bis zu 15 

Jahre Haft für die Betroffenen vor. 

Der Gesetzentwurf verbietet unter anderem jegliche öffentliche Werbung für LGBTI-Veranstaltungen. Ein Verstoß 

gegen diese Bestimmung kann mit bis zu drei Jahren Haft geahndet werden. Zudem ist in der Gesetzesvorlage 

vorgesehen, die Behörden zu verpflichten, die Namen der unter dem Gesetz verurteilten Personen mitsamt der gegen 

sie verhängten Strafen in zwei beliebten nationalen Zeitungen abzudrucken. Dies würde das Stigma noch verstärken, 

dem sich homosexuelle bzw. vermeintlich homosexuelle Personen ausgesetzt sehen. 

Amnesty International betrachtet Personen, die lediglich aufgrund ihrer tatsächlichen oder vermeintlichen sexuellen 

Orientierung oder Geschlechtsidentität inhaftiert sind, als gewaltlose politische Gefangene.  

HINTERGRUNDINFORMATIONEN 

Bisher wurden in Ägypten Personen, denen gleichgeschlechtliche sexuelle Handlungen unterstellt wurden, unter 

dem Prostitutionsgesetz Nr. 10 von 1961 wegen „gewohnheitsmäßiger Ausschweifungen“ angeklagt, worauf bis zu 

drei Jahre Gefängnis stehen kann. Der neue Gesetzentwurf wäre die erste ägyptische Gesetzesschrift, die den Begriff 

„Homosexualität“ ausdrücklich definiert.  

Die Einbringung der neuen Gesetzesvorlage erfolgte im Anschluss an ein Konzert von Mashrou’ Leila in der 

Hauptstadt Kairo am 22. September, auf dem Regenbogenflaggen geschwenkt wurden und in dessen Folge die 

Behörden scharf gegen LGBTI (Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans- und Intergeschlechtliche) vorgingen. An 

mindestens fünf der festgenommenen Personen wurden gegen deren Willen Rektaluntersuchungen vorgenommen, 

was gegen das im Völkerrecht verankerte absolute Verbot von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder 

erniedrigender Behandlung oder Strafe verstößt. Festgenommen wurden zwei Personen, die auf dem Konzert 

Regenbogenflaggen geschwenkt haben sollen, sowie weitere Personen aus Kairo, Ismailia, Damiette und Scharm 

asch-Schaich, die nicht auf dem Konzert waren, aber ebenfalls wegen ihrer vermeintlichen sexuellen Orientierung 

ins Visier genommen wurden. Darüber hinaus bedienten sich die Behörden verschiedener Online-Datingseiten, um 

„verdächtige“ Personen ausfindig zu machen und festzunehmen. Sara Hegazy ist eine der Personen, die derzeit von 

den Sicherheitskräften verhört werden. 



 

 

 

 

Die Vorwürfe gegen die 67 inhaftierten Personen lauten unter anderem auf „gewohnheitsmäßige Ausschweifungen“, 

„Anstiftung zu Ausschweifungen“ und „Förderung sexueller Devianz“. Hierbei handelt es sich um Anklagen unter 

dem Prostitutionsgesetz. Gegen Sara Hegazy und eine weitere Person werden dieselben Vorwürfe erhoben, und sie 

sind zusätzlich noch wegen „Mitgliedschaft in einer verbotenen Gruppe“ angeklagt. Bei einem Schuldspruch 

könnten ihnen bis zu 15 Jahre Haft drohen. Im Verhör der Staatsanwaltschaft sagte Sara Hegazy aus, von ihren 

Zellengenoss_innen auf der Polizeiwache Saida Zenab in Kairo geschlagen und sexuell belästigt worden zu sein, 

nachdem man diesen mitgeteilt hatte, dass Sara Hegazy wegen „gewohnheitsmäßiger Ausschweifungen“ angeklagt 

sei. 

SCHREIBEN SIE BITTE  

E-MAILS, TWITTERNACHRICHTEN, FAXE UND LUFTPOSTBRIEFE MIT FOLGENDEN FORDERUNGEN 

 Lassen Sie bitte umgehend und bedingungslos alle Personen frei, die sich aufgrund ihrer tatsächlichen oder 

vermeintlichen sexuellen Orientierung in Haft befinden. Machen Sie alle Urteile gegen die bereits Verurteilten 

rückgängig, und lassen Sie die Anklagen gegen sie fallen. 

 Beenden Sie umgehend die Praxis erzwungener Rektaluntersuchungen, da sie Folter und anderer Misshandlung 

gleichkommen, und ordnen Sie bitte eine umfassende, unparteiische und wirksame Untersuchung der bereits 

durchgeführten Untersuchungen an. 

 Bitte unterzeichnen Sie den neuen Gesetzentwurf nicht, der „Homosexualität“ unter Strafe stellt. Weisen Sie bitte 

auch alle künftigen Gesetzesvorlagen zurück, wenn sie die Rechte einer jeden Person auf Meinungs- und 

Versammlungsfreiheit, Diskriminierungsfreiheit und Gleicheit vor dem Gesetz nicht bedingungslos anerkennen 

und schützen, und zwar unabhängig von tatsächlicher oder vermeintlicher sexueller Orientierung. 
 
APPELLE AN  
INNENMINISTER 
Magdy Abdel Ghaffar 
Ministry of Interior 
Fifth Settlement, New Cairo, ÄGYPTEN 
(Anrede: Dear Minister / Sehr geehrter Herr Innenminister) 
Fax: (00 202) 2794 5529 oder (00 202) 792 7189 
E-Mail:  E.HumanRightsSector@moi.gov.eg 
Twitter: @moiegy 

PRÄSIDENT 
Abdel Fattah al-Sisi  
Office of the President 
Al Ittihadia Palace, Cairo, ÄGYPTEN 
(Anrede: Your Excellency / Exzellenz) 
Fax: (00 202) 2391 1441 
E-Mail: p.spokesman@op.gov.eg  
Twitter: @AlsisiOfficial 

KOPIEN AN 
STELLVERTRETENDE BEAUFTRAGTE FÜR 
MENSCHENRECHTE IM AUSSENMINISTERIUM 
Laila Bahaa El Din 
Ministry of Foreign Affairs 
Corniche el-Nile 
Cairo 
ÄGYPTEN 
Fax: (00 202) 2574 9713 
E-Mail: contact.us@mfa.gov.org 
Twitter: @MfaEgypt  

BOTSCHAFT DER ARABISCHEN REPUBLIK ÄGYPTEN 

S. E. Herrn Badr Ahmed Mohamed Abdelatty 

Stauffenbergstraße 6-7 
10785 Berlin 
Fax: 030-477 1049 
E-Mail: embassy@egyptian-embassy.de 

 

Bitte schreiben Sie Ihre Appelle möglichst sofort. Schreiben Sie in gutem Arabisch, Englisch oder auf Deutsch. Da 

Informationen in Urgent Actions schnell an Aktualität verlieren können, bitten wir Sie, nach dem 

21. Dezember 2017 keine Appelle mehr zu verschicken.  

Weitere Informationen zu UA-231/2017 (MDE 12/7230/2017, 5. Oktober 2017) 

PLEASE WRITE IMMEDIATELY 

 Immediately and unconditionally release all those detained on the basis of their real or perceived sexual orientation, quash the 

sentences of those already convicted  and drop all charges. 

 Immediately end all forced anal examinations on detainees as they amount to torture and or other ill-treatment and order a 

prompt, impartial and effective investigation into the examinations that have already taken place. 

 Reject the new bill criminalising “homosexuality” and any future legislation which fails to recognise and protect the rights of 

everyone, regardless of their real or perceived sexual orientation or gender identity, to freedom of expression and assembly, 

freedom from discrimination and equality before the law. 

 



 

 

 

 

HINTERGRUNDINFORMATIONEN – FORTSETZUNG 

Als Konzertbesucher_innen in Kairo Regenbogenflaggen schwenkten, forderten die lokalen Medien empört, die 

Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen. Daraufhin kündigte die ägyptische Staatsanwaltschaft am 25. 

September an, unter dem Verdacht auf Förderung „gewohnheitsmäßiger Ausschweifungen“ und „Homosexualität“ 

Untersuchungen einleiten zu wollen. Zudem wurde die Staatsanwaltschaft der Staatssicherheit angewiesen, 

Untersuchungen gegen diejenigen einzuleiten, die Fahnen geschwenkt hatten. 

Der Oberste Medienrat veröffentlichte eine Stellungnahme, in der allen Medienkanälen verboten wurde, LGBTI zu 

unterstützen oder sich mit ihnen zu solidarisieren. Stattdessen wurden die Mediensender aufgefordert, 

„gewohnheitsmäßige Ausschweifungen“ und LGBTI bloßzustellen, da sie „nicht den Traditionen und der Kultur der 

ägyptischen Gesellschaft entsprechen“ und da „dieses LGBTI-Phänomen nun ein Ende haben muss“. 

Rechtsbeistände und NGOs in Ägypten sagten Amnesty International, dass die Zahl der Personen, die seit dem 22. 

September aufgrund ihrer vermeintlichen sexuellen Orientierung inhaftiert wurden, aller Wahrscheinlichkeit nach 

noch höher liegt, aber dass genaue Schätzungen aufgrund der hohen Frequenz der Festnahmen derzeit schwierig 

sind. 

Dies ist die schlimmste Kampagne staatlich sanktionierter Homosexuellenfeindlichkeit in der jüngeren 

Vergangenheit Ägyptens, allerdings leider kein Einzelfall. Im Jahr 2001 wurden bei einer Razzia auf dem Schiff 

„Queen Boat“, einem Nachtclub auf dem Nil, 52 Personen festgenommen und 23 Männer vor Gericht schuldig 

gesprochen. Laut der Menschenrechtsorganisation „Ägyptische Initiative für persönliche Rechte“ waren bereits vor 

den Vorfällen der letzten Wochen in den vergangenen vier Jahren etwa 250 Männer wegen ihrer vermeintlichen 

sexuellen Orientierung festgenommen und vor Gericht gestellt worden. 


